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1. Satzung

zur Anderung der Friedhofssatzung
der Ortsgemeinde Kirschweiler vom 21.04.2022

Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Kirschweiler hat aufgrund des § 24 der Gemeinde-
ordnung ftir Rheinland-Pfalz (GemO), sowie der §§ 2 Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des
Bestattungsgesetzes (BestG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:
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1. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für den im Gebiet der Ortsgemeinde Kirschweiler gelegenen und von ihr ver-
walteten Friedhof.

§2
Friedhofszrveck

(i) Der Friedhof ist eine nicht rechts{?ihige Anstalt (öffentliche Einrichtung) der
Ortsgemeinde.

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Personen, die

a) bei ihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinde waren,
b) ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte haben oder
c) ohne Einwohner zu sein, nach § 2 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BestG zu bestatten sind.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Vereinbarung mit der
Friedhofsverwaltung.

§3
Schließung und Aufhebung

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofs können ganz oder teilweise für weitere
Bestathrngen oder Beisetzungen gesperrt (Schließung) oder anderen Zwecken gewidmet
werden (Aufhebung) - vgl. § 7 BestG -.

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen und Beisetzungen
ausgeschlossen.

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten
verloren. Die in Reihen- oder Urnenreihengrabstätten Bestatteten werden, falls die
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Ortsgemeinde in andere Grabstätten
umgebettet.

(4) Schließung oder Aufhebung werden öffentlich bekanntgemacht.

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekanntgemacht. Gleichzeitig
werden sie bei Reihen- oder Urnenreihengrabstätten - soweit möglich - einem Angehörigen
des Verstorbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Ortsgemeinde auf ihre Kosten entsprechend den

Grabstätten auf dem aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder dem Friedhofsteil
hergerichtet. Die Familiengrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechts.
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2. Ordnungsvorschriften

§4
Öffnungszeiten

(1) Die Öffnungszeiten werden an den Eingängen durch Aushang bekanntgegeben. Zu anderen
Zeiten darf der Friedhof nur mit Erlaubnis der Friedhoßverwaltung betreten werden.

(2) Die Friedhoßverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten des Friedhofes oder
einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.

§s
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten.
Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zl befahren; Kinderwagen und Rollstühle sowie

Fahrten zur Beftirderung von Material zur Grabherrichtung, leichte Fahrzeuge von
zugelassenen Gewerbetreibenden und Fahrzeuge der Friedhoßverwaltung sind
ausgenommen,

b) Waren aller Art, sowie gewerbliche Dienste anzubieten,
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung, Beisetzung oder

Gedenkfeier störende Arbeiten auszuführen,
d) Druckschriften zuverteilen,
e) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabställenzuverunreinigen oder

zu beschädigen,

0 Abraum außerhalb der daflir bestimmten Stellen abzuladen,
g) Tiere - ausgenommen Blindenhunde - mitzubringen,
h) zu spielen, zu lärmen und Musikwiedergabegeräte zu betreiben. Die Friedhofs-

verwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und
der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

i) Gewerbsmäßigzufotografieren, es sei denn,
aa) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor oder
bb) die Friedhofsverwaltung hat zugestimmt. Für das Verwaltungsverfahren gilt § 6

Abs. I Satz2 und 3 entsprechend.

(4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung zusammenhängende Ver-
anstaltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens vier
Tage vorher anzumelden.

§6"
Ausführen gewerblicher Arbeiten

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhaltung von
Grabstätten befasste Gewerbetreibende bedürfen für Tätigkeiten auf dem Friedhof,
vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelungen, der vorherigen Zulassung durch die
Friedhofsverwaltung, die gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. Auf das

Verwaltungsverfahren finden die Bestimmungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a
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des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) mit der Maßgabe Anwendung, dass die Frist
nach § 42a Abs.2 Satz I VwVfG vier Wochen beträgt. Das Verfahren kann über einen
einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Landesgesetzes über die
einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten vom 27.10.2009, GVBI. S.

355, in der jeweils geltenden Fassung, abgewickelt werden.

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und
persönlicher Hinsicht zuverlässig sind.

(3) Die Zulassung kann entzogen werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr
vorliegen und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung gegen die
Bestimmungen der Friedhofssatzung verstoßen.

* Für das Verfahren zur grenzüberschreitenden vorübergehenden und gelegentlichen Erbringung von
Dienstleistungen wird insbesondere auf die EU/E\A/R-Handwerk-Verordnung vom20.12.2007 (BGBl.
I S.3075) und auf die §§ 4 ff. der Gewerbeordnung verwiesen.

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§7
Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung
anzumelden. Der Anmeldung ist eine standesamtliche Sterbeurkunde beizufügen. Für die
Beisetzung von Aschen gilt § 14 Abs. lc und § 16 Abs. 2.

(2) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den

Angehörigen und der zustilndigen Religionsgemeinschaft fest.

(3) Aschen müssen spätestens zwei Monate nach der Einäscherung beigesetzt werden,

andernfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem. § 9
BestG) in einer Rasenreihengrabstätte für Umenbestattung beigesetzt.

(4) In jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch gestattet, eine Mutter mit
ihrem nicht über ein halbes Jahr alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit Zustimmung der

Friedhofsverwaltung können auch Geschwister im Alter bis zu einem halben Jahr in einem

Sarg bestattet werden.

(1) Die Säge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sie dürfen nicht schwer verrottbar sein, soweit nichts

anderes ausdrücklich vorgeschrieben ist.

(2) Die Särge sollen höchstens 2,05 mlang,0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein.

Sind in Ausnahmeftillen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofs-

verwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. Die Särge für Kindergräiber

dürfen höchstens 1,40 m lang, 0,40 m hoch und im Mittelmaß 0,45 m breit sein.

§8
Särge
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§e

Grabherstellung

(1) Die Gräber werden von dem Friedhofspersonal bzw. den Beauftragten der Friedhofsver-
waltung ausgehoben und wieder verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erd-
wände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher auf seine Kosten entfernen zu lassen.
Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmaie, Fundamente oder Grabzubehör durch die
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch
den Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung zu erstatten.

§10
Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. Ausnahmeregelungen sind analog § 17

Abs. 2 möglich.

§11
Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen
Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann
nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Umbettungen aus einer
ReihengrabstätteÄJrnenreihengrabstätte in eine andere ReihengrabstätteAJmenreihen-
grabstätte sind innerhalb der Ortsgemeinde nicht zulässig. § 3 Abs. 2 bleibt unbenihrt.

(3) Umbettungen auf fremde Friedhöfe erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt sind bei
Umbettungen die Nutzungsberechtigten nach § 9 Abs. 1 BestG. Die Ortsgemeinde ist bei
dringendem öffentlichen Interesse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

4) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie kann sich dabei auch
eines gewerblichen Unternehmens bedienen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.

(5) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten
und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu tragen.

(6) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht
unterbrochen oder gehemmt.

(7) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf behördliche
oder richterliche Anordnung hin ausgegraben werden.
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4. Grabstätten

§12
Allgemeines, Arten der Grabstätten

Sämtliche Grabstätten bleiben Eigentum der Ortsgemeinde. An ihnen können nur Rechte
nach dieser Satzung erworben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des
Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit
der Umgebung.

Die Grabstätten werden unterschieden in

a) Reihengrabstätten fürErdbestattungen oderUrnen (§ 13 und § 14))
b) Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen oder Umen (§ 15)
c) Rasenreihengräber ohne Grabmal für Urnen (§ 16)
d) Gemischte Grabstätten (§ 17)
e) Anonyme Rasenreihengrabstätten flir Umenbestattung (§ 18)

Für die Grabstätten werden folgende Maße festgelegt:

a) Reihengräber Kinderfeld bis zu l0 Jahren (Feld B)

b) Reihengräber fiir Erdbestattungen und Rasenreihengräber ftir Erdbestattungen und
Urnen mit stehendem Grabmal (Feld F)

Länge:
Breite
Abstand Gräber:

Länge:
Breite
Abstand Gräber:

Länge:
Breite
Abstand Gräber:

1,80 m
0,80 m
0,75 m

2,20 m
0,90 m
0,50 m

1,25 m
0,80 m
0,50 m

c) Reihengräber Urnengräber (Feld D)

d) Rasenreihengräber für Urnenbestattung ohne Grabmal mit Platte (Feld G)

Belegung in Rechteckform um einen Baum laut Plan
Länge (Grabplatte) 0,40 m
Breite (Grabplatte) 0,30 m
Abstand Gräber 0,50 m

e) Anonyme Rasenreihengräber für Urnenbestattung

Belegung in Rechteckfom laut Plan
Länge 0,40 m
Breite 0,30 m
Abstand Gräber 0,50 m
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(4) Die Errichtung von Grabmalen, Einfriedungen, Einfassungen und sonstigen baulichen

Anlagen oae, Aere, Arra"*rrg ist unbeschadet der nach baupolizeilichen und sonstigen

vorschriften erforderlichen Erlaubnis nur mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung

gestattet.

(5) Vor Erteilung der Genehmigrrrg darf mit den Arbeiten nicht begonnen werden' ohne

Genehmigung aufgesteltte CiaUÄater usw. können auf Kosten des Verpflichteten von der

Friedhofsverwaltung entfernt werden'

(6) Führt ein Unternehmer die Arbeiten nicht entsprechend dieser Satzung aus' ist er für die

Beseitigung der Mängel verantwortlich'

§13
Reihengrabstätten für Erdbestattungen

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten (Einzelgräber) für Erdbestattungen, die in der von der

Friedhofsverwaltung festgelegten Relhenfolge belegt und erst im Todesfall fiir die Dauer der

Nutzungszeit des ä gÄt"tt"nden schriftlich zugeteilt werden. Ein Wiedererwerb des

Nutzunlsrechts an der Reihengrabstätte ist nicht möglich.

(2) Erdbestattungen in Reihengrabstätten werden in Feld F und Feld B vorgenommen'

(3) Die Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der Anmeldung ist

eine Ausferti ging der stande samtlichen Sterbeurk*nde beizufü g en'

(4) Reihengräber sind zeitnah nach der Beisetzung in Absprache mit der ortsgemeinde

würdig herzurichten.

§14
Grabstätten für Urnenbestattungen

(1) Die Aschenstätten werden in der von der Friedhofsverwaltung festgelegten Reihenfolge

schriftlich zugeteilt und erst im Todesfall auf die Dauer der Nutzungszeit zur Belegung

abgegeben Bin wiedererwerb des Nutzungsrechts an der Reihengrabstätte ist nicht moglich'

a) Die Beisetzungen von bis zu zwei weiteren Aschen können auf bestehende Urnengräber

gestattet *erdän, wenn das vorhandene Grab nicht länger als 15 Jahre besteht'

b) Nach Ablauf der Nutzungszeit des bestehenden Grabes erlischt auch das Ruherecht für

die Urne.

c)DieBeisetzungistbeiderFriedhofsverwaltungrechtzeitiganzumelden'Der
Anmeldungsindeineausfertigungder-starrde'u*tli"h",sterbeurkundeunddie
Bescheinigung des Trägers dlr ieuerbestattungsanlage über die Einäscherung

beizufligen.

(2) Die Urnenbeisetzungen werden in Feld D und in Feld F' Block A und B vorgenommen

(3)DieGräibersindzeitnahnachderBeisetzunginAbsprachemitderortsgemeindewürdig
herzurichten.
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§15
Rasengrabstätten für Erdbestattungen/Urnenbestattungen

Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten (Einzelgräber), die in der von der Friedhofs-
verwaltung festgelegten Reihenfolge schriftlich zugeteilt werden und erst im Todesfall auf
die Dauer der Nutzungszeit zur Belegung abgegeben werden. Ein Wiedererwerb des
Nutzungsrechts an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. Die Rasengrabstätten für
Erdbestafiungen werden auch als gemischte Grabstätten gem. § 17 angeboten. Bei
Rasengrabstätte für Urnenbestattungen können jeweils zwei weitere Aschen beigesetzt
werden.

Die Grabstätte gilt hinsichtlich einer weiteren Bestattung als Urnenwahlgrabstätte. Die
Dauer des Nutzungsrechtes der Grabstätte richtet sich nach der ersten Bestattung. Die
zusätzliche Beisetzung von Aschen darf im Einzelfall nur dann erfolgen, wenn die
verbleibende Ruhezeit nach der ersten Bestattung noch mindestens 15 Jahre beträgt.

Sie unterscheiden sich von den Reihengrabstätten gem. § 13 bzw. § 14 dadurch, dass
lediglich ein stehendes Grabmal die Grabstätte schmückt. Die Abdeckung der restlichen
Grabstätte besteht aus Rasen.

(a) Die Rasenpflege obliegt der Ortsgemeinde.

(5) Rasenreihengräber werden in Feld F,, Block F angeboten.

(6) Grabschmuck ist nur anlässlich der Bestattungsfeier erlaubt und muss von den Angehörigen
innerhalb eines Monats entfernt werden.

§16
Rasenreihengrabstätten mit Grabplatte für Urnenbestattung

(1) In Feld G werden gemäß Belegungsplan Urnenrasengrabstätten für Einzelgrabstätten
angeboten. Sie werden auf Antrag vergeben und in der von der Friedhofsverwaltung
festgelegten Reihenfolge belegt und erst im Todesfall auf die Dauer der Nutzungszeit zur
Belegung abgegeben. Die Rasengräber werden von der Friedhofsverwaltung angelegt,
gepflegt und nach Ablauf der Ruhezeit abgeräumt.

(2) Die Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der Anmeldung
sind eine Ausfertigung der standesamtlichen Sterbeurkunde und die Bescheinigung des

Trägers der Feuerbestattungsanlage über die Einäscherung beizufügen.

(3) htr Anlage und Pflege der Grabstätten gehören folgende Tätigkeiten:

a) die Herstellung des Grabes,
b) die Anbringung einer auf einem Fundament erdgleich liegenden Gedenktafel in einer

Größe von 0,40 m (Länge) und 0,30 m (Breite), welche von der Friedhofsverwaltung zu
Zwecken der Grabpflege etc. überfahren werden darf. Die Beschriftung der Grabplatte
wird von der Ortsgemeinde in einer einheitlichen Schriftart veranlasst. Die Angehörigen
bestimmen Textgral.ur §amen, Geburts- und Sterbedaten) und nach Wunsch eine

vorgegebene Bildgravur. Individuelle Gravurmotive und/oder abweichende Schriftarten
bedürfen der Zustimmung durch die Friedhofsverwaltung, eventuelle Mehrkosten werden
gesondert berechnet. Die Gravur wird in einheitlicher Farbe grauweiß vertieft angelegt,

c) das Anlegen der Rasenfläche,
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d) die jährliche Rasenpflege,
e) das Abräumen der Grabstätte nach Ablauf der Nutzungszeit, einschließlich

Entsorgung der Gedenktafel und der Bodenplatte sowie der Wiederherstellung
Rasenfläche.

(4) Grabschmuck ist nur anlässlich der Bestattungsfeier erlaubt und muss
Angehörigen innerhalb eines Monats entfernt werden. Weiterer Grabschmuck
gestaffet.

§17
Gemischte Grabstätten

(1) Gemischte Grabstätten sind bereits durch Erdbestattung belegte Einzelgräber (§ 13 und 15),
in denen auf Antrag des Nutzungsberechtigten zusätzlich die Beisetzung einer Ume gestattet
werden kann.

(2) Die Dauer des Nutzungsrechts der Grabstätte richtet sich nach der Nutzungszeit der ersten
Bestattung. Die zusätzliche Beisetnng einer Urne darf im Einzelfall nur dann erfolgen,
wenn gewährleistet ist, dass die verbleibende Nutzungszeitnachder ersten Bestattung noch
mindestens 15 Jahre beträgt.

§18
Anonyme Rasengräber

(1) Ein im Friedhofsplan besonders gekennzeichnetes Grabfeld (Rechteckform) ist
ausschließlich fl.ir anonyme Umenbestattungen vorgesehen. Sie werden auf Antrag
vergeben und in der von der Friedhofsverwaltung festgelegten Reihenfolge belegt und erst
im Todesfall auf die Dauer der Nutzungszeit zur Belegung abgegeben.

(2) Die Größe der Gräber beträgt in der Länge 0,40 m und in der Breite 0,30 m. Der Abstand
zwischen den Gräbem beträgt 0,50 m. Die Grabstätte wird von der Friedhofsverwaltung mit
einer fortlaufenden Nummer versehen, die neben den persönlichen Daten des/der
Verstorbenen in das von der Friedhofsverwaltung geflihrte Bestattungsregister eingetragen
wird. Aus diesem Register dürfen, soweit es die anonymen Beisetzungen betrifft, keinerlei
Auskünfte gegeben werden. Die Kosten des Grabaushubs trägt die Ortsgemeinde.

(3) Die Errichtung von Grabmalen und Einfassungen sind nicht zulässig, ebenso Anpflanzungen
jeglicher Art und späterer Blumenschmuck. Die Pflege des Grabfeldes übernimmt
ausschließlich der Friedhofsträger, der auch die Kosten übernimmt.

5. Gestaltung und Unterhaltung der Grabstätten

§le
Allgem eine Gestaltungsgrundsätze

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die Würde des

Friedhofs in seinen Teilen und in seiner Gesamtlage gewahrt bleibt.

der
der

von den
ist nicht
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6. Grabmale

§20
Gestaltung der Grabmäler

(1) Grabmäler müssen aus wetterbeständigem Werkstoff - Stein oder Metall (=.8.
Schmiedeeisen) - hergestellt, nach den Erfordernissen der jeweiligen Umgebung gestaltet
und fachgerecht, schlicht und dem Werkstoff gemäß bearbeitet sein.

(2) Nicht zugelassen sind:

a) Grabmäler aus Betonwerkstein, Holz (außer Holzkreuze), Kunststoff, Gips, Glas,
Porzellan sowie aus Kork-, Tropf- und Grottensteinen,

b) Inschriften, die der Weihe des Ortes nicht entsprechen.

(3) Liegende Grabmäler (Grabplatten oder sog. Kissensteine) sind gestattet, außer auf
Rasengräbern gem. § 15.

§21
Zustimmungserfordernis zum Errichten und Andern von Grabmalen

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedürfen der vorherigen
schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2) Für die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen gilt Abs. 1

entsprechend.

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht
binnen eines Jahres nach Erteilung der Zustimmung errichtetbzw. geändert worden ist.

§21 a
Verbot von Grabmalen aus Kinderarbeit

(1) Grabmale und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werde, wenn sie
nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des
Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über
das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen von
Kinderarbeit hergestellt worden sind. Herstellung umfasst sämtliche Bearbeitungsschritte
von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt.

(2) Für die Nachweiserbringung und Ausnahmen von der Nachweispflicht gilt § 6a, Abs. 2 und
Abs. 3 Bestattungsgesetz Rheinland-Pfalz (BestG) in der jeweils gültigen Fassung.

§22
Standsicherheit der Grabmäler

Für die Planung, die Ausführung, die Abnahmeprüfung und die jährliche Pnifung der
Grabanlagen gilt die ,,Technische Anleihtng zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA-
Grabmal)" der Deutschen Naturstein Akademie e. V. in der jeweils neuesten Fassung.
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Nach dem Aufstellen, nach Zweitbelegungen und nach Reparaturarbeiten ist durch einen
Sachkundigen (Steinmetz, Steinbildhauermeister oder gleichwertig qualifizierte Person) die
Grabmalanlage zeitnah einer nachweislichen Abnahmeprüfung zu unterziehen.

§23
Verkehrssicherungspflicht für Grabmale

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem
Zustand zuhalten. Sie sind zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, und zwar in der Regel
jährlich einmal im Frühjahr nach der Frostperiode -. Verantwortlich dafür ist, wer den Antrag
auf Zuteilung der Grabstätte (§ i3) gestellt hatbzw. der Nutzungsberechtigte.

(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmals, einer sonstigen baulichen Anlage oder von
Teilen davon geftihrdet, ist der flir die Unterhaltung Verantwortliche (Abs. 1) verpflichtet,
unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

(3) Bei Gefalr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Verantwortlichen
Sicherungsmaßnahmen (2. B. Umlegen von Grabmalen) treffen. Wird der ordnungswidrige
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer
festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung dazu auf Kosten
des Verantwortlichen berechtigt. Sie kann das Grabmal oder Teile davon entfernen. Die
Ortsgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der
Verantwortliche nicht bekannt oder über das Einwohnermeldeamt nicht zu ermitteln,
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der
Grabstätte, das flir die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

§24
Gestaltung der Grabstätten

(1) Alle Grabstätten müssen analog der Vorschriften des § 20 Abs. I und 2,hergenchtet und
dauernd instand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck.

(2) Für die Herrichtung und Instandhaltung ist bei Reihengrabstätten der Inhaber der
Grabzuweisung (Verantwortlicher gemäß § 9 BestG) verantwortlich, bei Rasen-
reihengräbern mit Grabplatte die Ortsgemeinde.

(3) Grabbeete auf den Feldern B (Kindergräber) und D (Urnengräber) (bis einschl. 5. Reihe
von oben) dtirfen nicht über 20 cm hoch sein. Auf dem Feld F und auf dem Feld D ab der
6. Reihe (neues Grabfeld links und rechts vom Fahrweg) sind sie ebenerdig anzulegen.

(4) Bei ebenerdigen Gräbem, mit Ausnahme der Rasengräber, sind Grababdeckungen/
Grabplatten bis 100 v.H. der Grabfläche zulässig. Eine Restfläche ist ggf.n bepflanzen.
Grababdeckungen dürfen einschließlich Rahmen nicht höher a1s 5 cm über die
Natursteinplatteneinfassung verlegt werden. Grabeinfassungen sind nur im Zusammenhang
mit Grababdeckungen erlaubt.

(5) Zwischen den Gräbern auf dem Feld F, mit Ausnahme der Rasengräber gem. § 15 und dem

Feld D, ab Reihe 4, werden durch die Ortsgemeinde Natursteinplatten verlegt.

(6) Die Grabeinfassungen auf den Feldern B und D (bis einschl. 3. Reihe) dtirfen bergseitig

nicht mehr als 5 cm und hangseitig max. 20 cm über dem Gelände herausragen.
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(7) Jedes neu anzulegende Grab auf dem Feld B ist mit einem 25 crn breiten Waschbeton-
piattenbelag zu umrahmen.

(8) Zur Bepflanzung und zum Schmuck der Grabstätte sind nur geeignete Gewächse und
Blumen zu verwenden. Die Bepflanzung darf die anderen Grabstätten sowie die öffentlichen
Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Nicht zugelassen sind insbesondere Bäume und
großwüchsige Sträucher.
Verwelkte Blumengewächse und Kränze sind von den Gräbem zu entfemen.

(9) Das Aufstellen unwürdiger Gefüße, z.B. Konservenbüchsen zur Aufnahme von Blumen, ist
verboten.

(10) Die Grabstätten in Feld E, das nicht mehr neu belegt wird, unterliegen keinen besonderen
Anforderungen.Jedochsind§16Abs.4,§19,§20,§21,§22und§28Abs.2zubeachten.

(11) Die Verwendung von chemischen Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei
der Grabpflege ist nicht gestattet.

§25
Abräumen von Grabstätten

(1) Die in § 12 genannten Anlagen dtirfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nicht ohne
E inwilligung der Ortsgemeinde entfernt werden.

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts bzw. nach Aufforderung der Ortsgemeinde sind Grabmäler
usw. von den Berechtigten auf eigene Kosten zu entfernen. Das bedarfjedoch der vorherigen
Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Diese setzt den Umfang der Arbeiten fest.
Geschieht die Räumung nach weiterer Aufforderung nicht, werden die Grabmäler usw. auf
Kosten der Berechtigten von der Ortsgemeinde abgeräumt. Die Grabmäler usw. gehen in
diesem Fall entschädigungslos in das Eigentum der Ortsgemeinde über und werden nach den
bestehenden Vorschrift en entsorgt.

(3) Künstlerisch und geschichtlich wertvolle Grabmäler oder solche, die als besondere Eigenart
des Friedhofs aus früheren Zeiten zu gelten haben, unterstehen dem besonderen Schutz des

Friedhofseigentümers im Einvernehmen mit dem zuständigen staatlichen Denkmalpfleger.
Sie werden in einem besonderen Verzeichnis geführt und dürfen nicht ohne besondere

Einwil li gung entfernt oder abgeändert werden.

7. Herrichten und Pflege von Grabstätten

§26
Vernachlässigte Grabstätten

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäiß hergerichtet oder bepflanzt, hat der

Verantwortliche auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte

innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen.

Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte

nach ihrem Ermessen auf seine Kosten herrichten lassen.
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(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt flir die

Durchftihrung der Maßnahme nach Abs. 1 eine öffentliche Bekanntmachung oder ein
Hinweis auf der Grabstätte.

8. Leichenhalle

§27
Benutzen der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit
Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden. Die Friedhofsverwaltung kann hierfiir
bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fällen (2.B. Unfalltod) Ausnahmen
möglich sind.

(2) Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der
Beisetzung endgültig zu schließen.

(3) Die Särge, der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen meldepflichtigen
Krankheit Verstorbenen, sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt
werden. Der ZutÄtt zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen
zusatzlich der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.

9. Schlussvorschriften

§28
Alte Rechte

(l) Bei Grabstätten, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits zugeteilt oder erworben sind,

richten sich Ruhezeit und Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Bei einer Neu- oder Umgestaltung der Grabstätte ist die zu diesem Zeitpunkt gültige
Satzung anzuwenden.

§2e
Haftung

Die Ortsgemeinde haftet nicht für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung des Friedhofs

sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen.

§30
Sonstiges

Es wird ein Grab-Register der beigesetzten Verstorbenen mit laufenden Nummern geflihrt.

Die zeichnerischen Unterlagen - Gesamtplan, Belegungspläne usw. - sind zu verwahren.

Die Träger sind durch ein Bestattungsinstitut oder in Nachbarschaftshilfe zu stellen.

(l)

(2)

(3)
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(4) Das frtihere Sonderfeld E wird gem. Ratsbeschluss mit Inkrafttreten dieser Satzung nicht

mehr belegt. Bestehende Sondervereinbarungen sind ausgenommen.

§31
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. den Friedhof entgegen den Bestimmungen des § 4 betritt,
2. sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes entsprechend verhält oder die

Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt (§ 5 Abs. l),
3. gegen die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 verstößt,
4. eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausübt (§ 6 Abs. 1),
5. Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (§ 11),
6. die Bestimmungen über zulässige Maße für Grabmaße nicht einhalt (§20 Abs. 3),
7. als Verftigungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder Gewerbebetreibender

Grabmale oder sonstige Grabausstattungen ohne Zustimmung er:richtet oder
verändert (§ 21 Abs.1),

8. Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt (§ 25 Abs. 1),
9. Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand hält (§ 22 und §

23),
10. Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmittel verwendet (§24 Abs. 11)

1 1. Grabstätten nicht oder entgegen § 24 bepflanzt,
12. Grabstätten vernachlässigt (§ 26),
13. die Leichenhalle entgegen § 27 Abs. 1 und Abs. 3 Satz2 betritt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu det in § 24 Gemeindeordnung
(GemO) festgesetzten Höhe geahndet werden. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
(OWiG) in derjeweils geltenden Fassung findet Anwendung.

§32
Gebühren

Für die Benutzung des von der Ortsgemeinde verwalteten Friedhofes und seiner Einrichtungen
sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§33
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt
di e Fri edho fs satzung v om 2 4.02.20 09 außer Kraft .

ffi
Ortsbürgermeister

DS

Kirschweiler, den 2L.04.2022


